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Der sozialistische Frauentag
in Deutschland .

Ter Parteivorstand der deutschen Sozialdemokratie hat be¬

schlossen , daß in der gleichen Zeit wie in Österreich und

Ungarn auch in Teutschland Frauentagsyeranstaltungen statt¬

finden sollen . Vom 12 . bis 26 . März sollen Versammlungen
abgehalten werden , in denen das Thema zur Behandlung steht :

Frauenerwerbsarbeit und Staatsbürgerrecht .
Diese Versammlungen sollen gleichzeitig der Agitation für

die Presse und die Parteiorganisation dienen . Selbstverständ¬

lich werden zu ihnen auch die Männer eingeladen . Die For¬

derung des Frauenwahlrcchts , der vollen staatsbürgerlichen
Rechtsgleichheit der Geschlechter ist eine grundsätzliche und

programmatische Forderung der Sozialdemokratie . Sie zu

vertreten ist nicht bloß Sache eines Geschlechts , sondern Sache

der ganzen bewußt kämpfenden Arbeiterklasse . Der Krieg und

seine vielgestaltigen Begleiterscheinungen — namentlich die

riesige Ausdehnung der Frauencrwerbsarbeit — schieben die

Frage der staatsbürgerlichen Frauenrechte in den Vorder¬

grund des wirtschaftlichen und politischen Lebens . Die Massen
zum Verständnis der hier vorliegenden gesellschaftlichen Dinge
zu wecken , ihr Verständnis zur Rechtsforderung zusammen¬
zuballen , ist Gebot der Pflicht und Ehre .

Zur Förderung der Propaganda des Frauentags wird die

„ Gleichheit " das Hauptblatt ihrer nächsten Nummer dem

Frauenwahlrecht
widmen .

„ Genossinnen ! Groß sind die Schwierigkeiten , stark die Hin¬
dernisse , die den Frauentagsveranstaltungen im Wege stehen .
Größer niuß eure Einsicht , stärker euer Wille sein , sie zu
überwinden . An euch ist es in erster Linie , den Erfolg der

beschlossenen Veranstaltungen zu sichern , für den Massen¬
besuch der Versainnilungen , für die Massenverbreitung eures

Propagandablattes zu sorgen . An euch ist es aber auch , den

echten sozialistischen Geist in die Versammlungen zu tragen
und dort zum Ausdruck zu bringen . Ten Geist internationaler

Solidarität , der euch über die blutüberströmten Schlacht¬
felder hinweg mit den Schwestern und Brüdern aller Länder
verbindet . Den Geist des Friedens - und Freiheitswillens , der

sich auf die Dauer nicht knebeln und töten läßt . Damit der

Frauentag werde , was er sein kann , was er sein müßte , laßt
eure Begeisterung eurer Einsicht und eure Hingabe eurem
Willen ebenbürtig sein . Beweist , daß ihr reif für die politische
Mündigkeit seid , die ihr heischt . "

Wer soll zahlen ?
Daß die finanziellen Lasten des Krieges ungeheuer groß

sein werden , wird von niemanden bestritten . Die Frage
ist , wie sie aufgebracht werden sollen .

Von jeher war es das Bestreben der besitzenden Klassen ,
die Staatsgewalt für ihre Zwecke auszunützen , die Kosten des

Staatsunterhalts jedoch auf die Schultern der arbeitenden

Bevölkerung abzuwälzen . Das bequemste Mittel dazu ist die

Erhebung indirekter Steuern , denen sich niemand entziehen
kann , auch der Ärmste nicht . Die Volksmassen haben gegen

diese schlaue Steuerpolitik sich von jeher instinktiv aufgelehnt .

Volksunruhen , die sich gegen die Salzsteuer , die „ Akzisen "
auf Getränke , Mehl und andere besonders drückenden Steuern

dieser Art richteten , sind in früheren Zeiten nichts Seltenes ge¬

wesen . Seit es eine sozialdemokratische Arbeiterpartei gibt ,
gilt für sie der Grundsatz , daß die Ausgaben des Staates ,

soweit sie durch Steuern gedeckt werden , durch progressive
Steuern auf Einkommen und Vermögen aufzubringen sind .
Je reicher jemand ist , einen desto größeren Teil seines Reich¬
tums solider für diesen Zweck hergeben . Der Streit : direkte

oder indirekte Steuern hat denn auch seit Jahrzehnten eine

große Rolle im politischen Leben aller Staaten und ganz be¬

sonders Deutschlands gespielt .
Selbswerständlich wird er auch jetzt wieder entbrennen . Die

Negierung hält mit ihren Steuerplänen noch zurück . Der

Herr Staatssekretär hat im allgemeinen nur angedeutet , daß
er sowohl direkte als indirekte Steuern haben will , und sprach
besonders von „ Verkehrssteuern " . Es schwirren denn auch

Gerüchte herum , daß beabsichtigt sei , die Steuer auf Tabak

zu erhöhen , die Post - und Telegraphengebühren zu verteuern .

Von direkten Steuern ist bisher nur die Rede in bezug auf

eine Besteuerung der Kriegsgewinne .
Wie die wirtschaftliche Lage sich nach dem Kriege gestalten

wird , darüber kann nian nur Vermutungen hegen . In einein

Punkte aber sind sich alle Urteile einig : die im Kriege riesig
in die Höhe getriebenen Preise aller Waren werden auch nach

dem Friedensschluß hoch bleiben : wir sind in eine lang -

dauernde Periode der Teuerung eingetreten . Nun lehrt die

Erfahrung , daßdieLöhnederArbeiterinsolchen
PeriodenderTeuerungwohlauch st eigen , aber

langsamer st eigen als dieWarenpreise . Wie

es in dieser Beziehung nach dem Kriege werden wird , das

hängt von mancherlei Uniständen ab , die sich noch nicht über¬

sehen lassen . Hier und da wird behauptet , daß die Arbeiter

die Möglichkeit haben werden , ihre Lohnforderungen leicht

durchzusetzen . Man schlußfolgert dies daraus , daß der Krieg
vielen Proletariern das Leben kostet , viele zu Krüppeln
macht , also das Angebot an Arbeitskräften verringert . Diese
Annahme beruht jedoch auf einer sehr oberflächlichen Be¬

trachtung der Dinge . Wir sehen , daß während des Krieges
die Erwerbsarbeit der Frauen gewaltig zuninimt , uird man

darf sicher sein , daß ein sehr großer Teil der neu erwerbs¬

tätigen Frauen auch nach Friedensschluß bei der Arbeit bleibt .
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Es wird also höchstwahrscheinlich das Angebot an Arbeits¬

kraft stark gesteigert , und leider sind die Frauen im allge -
meinen imnier noch weniger widerstairdsfähig gegen Lohn -

drnckerei und lassen sich gefallen , dasi ihre Arbeit auch bei

gleicher Leistung schlechter bezahlt wird als Männerarbeit .

Verhältnismäßig klein ist noch die Zahl der weiblichen Er¬

werbstätigen , die gewerkschaftlich organisiert für gute Ar¬

beitsbedingungen kämpfen . Nicht minder wichtig als die

reißeirde Zunahme der Frauenarbeit ist , daß die Technik in

letzter Zeit gelvaltige Fortschritte aufzuweisen hat bei Lösung
der Aufgabe , gelernte Arbeit durch Maschinenleistung zu er¬

setzen . Ferner , daß auch das System erstaunliche Erfolge auf¬
weist , durch Vervollkommnung der Betriebsorganisation aus

den Arbeitern heransznholen , was irgend herauszuholen ist .

ZiehtmandasallesinBetracht , soistdiegroße
Gefahrnichtzuleugnen , daßesdenArbeitern
sehr schwer werden wird , die Verteuerung

des Lebensunterhalts wettzumachen durch

Erzwingung e n t s p r e ch e n d e r L o h n e r h ö h n n g.

Gelingt ihnen das aber nicht , so wird der

Krieg die Folge haben , daß die Lebens ha l -

tungderArbeiterklasseherabgedrücktwird .
Indirekte Steuern jeder Art , auch Verkehrssteuern , wirken

indessen dahin , die Warenpreise weiterhin in die Höhe zu

treiben , also den Lebensunterhalt zu verteuern . Deshalb hat
die Arbeiterklasse gerade jetzt allen Grund dazu , in ihrem
Kampfe gegen dieses System der Besteuerung nicht nur nicht

nachzulassen , sondern im Gegenteil : sie muß diesen Kampf

niit äußerster Energie führen . Insbesondere muß es Aufgabe
sein , init dem System des Zollwuchers z » brechen . Die deut¬

schen Zölle auf Lebensmittel wurden eingeführt , als die Preise
auf dein Weltmarkt in : Sinken waren . Jetzt sind jedoch diese

Weltniarktspreise im Steigen , und das wird sicher nach dein

Kriege so bleiben . Wäre es da nicht Heller Wahnsinn , Korn ,

Fleisch , Butter , Eier und andere Lebensmittel , die ohnehin

immer teurer werden , durch hohe Einfuhrzölle noch künstlich
iiberzuverteuern ?

Sehen wir , wie es auf der anderen Seite st�ht : Die

Staatsansgaben steigen vor allein deshalb , weil eine gelval¬

tige Kriegsschuld zu verzinsen ist . Das bedeutet aber , daß den

Eigentümern des Geldkapitals ein paar Milliarden Mark zu¬

fließen , die der Staat in Form von Schuldzinsen zahlt . Mit

diesen Milliarden ist es aber noch nicht getan . Der Zinsfuß
steigt überhaupt , weil der Staat , der bisher 3V- und -t Pro¬
zent Zinsen zahlte , jetzt 5 Prozent und mehr zahlen muß und

sich verpflichtet , vor Ablauf von zehn Jahren die Zinsen nicht
wieder herabzusetzen . Das Leihkapital ist durch die Kriegs¬

anleihen zu einem sehr großen Teil aufgesogen , Kapital wird

also rar , der Staat zahlt hohe Zinsen . Die Kapitalseigner
können daher darauf dringen , daß andere Kreditnehmer , die

Geld für ihre Geschäfte brauchen , ebenfalls höhere Zinsen
als bisher zahlen . Das ist eine der Ursachen , die die Waren¬

preise in die Höhe treiben , denn der Fabrikant und der Händ¬
ler suchen die erhöhten Ausgaben für Zinsen auf die Waren¬

preise zu schlagen . Zahlen müssen schließlich jene , die die Last

nicht mehr auf andere abwälzen können , das heißt die Massen
des arbeitenden Volkes .

SobewirktdiegewaltigeVerschuldungder
Staaten während des Krieges , daß das Ein¬

kommen der K ap i t <il i st e n k la s s e steigt , ein¬

mal , weil sie unmittelbar aus der Staats¬

kasse Milliarden schöpft , außerdem , weil sie
die Möglichkeit erhält , durch allgemeine Er¬

höhung derVerzinsung desKapitals einen

noch größeren Teil des Arbeitseinkommens

derMassenalsbisheransichzu ziehen .
Da aber dem so ist , muß es Aufgabe der Steuer¬

politik sein , durch Erhöhung der direkten

Steuern dieserKapitalistenklasse die Lasten
aufzuerlegen . Darauf muß die Arbeiter¬

klasse drängen .

Die Wortführer der bürgerlichen Parteien machen sich zu¬

nutze , daß große Zahlen auf die Begriffe wirken und stiften
damit Verwirrung . „ Wie, " sagen sie , „ drei , vier , fünf Mil¬

liarden will man durch direkte Steuern herausholen ? Das

ist unmöglichl Das würde ja auf Konfiskation des Einkom¬

mens und des Vermögens der Besitzenden hinauslaufen I "

Man darf sich indessen nicht verblüffen lassen und kann dar¬

auf antworten : ein paar Milliarden fließen der Kapitalisten¬
klasse aus den Zinsen der Staatsschulden zn , weitere Milliar¬

den werden durch die allgemeine Erhöhung des Zinsfußes
ergattert , alles infolge des durch die kapitalistische Politik ver¬

ursachten Krieges . Weil dem so ist , gilt es , die Milliarden , die

der Staat braucht , aus Einkommen und Vermögen dieser Ka¬

pitalistenklasse durch direkte Stenern herauszuholen . Von

einem Verarmen dieser Klasse wird in Wirklichkeit noch lange
nicht die Rede sein .

So stehen die Dinge . Wenn die arbeitenden Massen die

Macht hätten . Recht und Billigkeit zur Geltung zu bringen ,
so wäre es sehr gut möglich , die Kriegslasten auf die „ trag¬

fähigen Schultern " zu legen . Es brauchte nicht durch indirekte

Steuern die durch den Krieg verschlinimerte materielle Lage

der Arbeiterklasse noch weiter verschlechtert werden durch Be¬

lastung nnt indirekten Steuern . Aber bei den bestehenden po¬

litischen Verhältnissen ist zu befürchten , daß die bürgerlichen

Parteien ihren Willen durchsetzen und die Last nach Möglich¬
keit den arbeitenden Massen aufbürden . Dagegen nnt allen zn

Gebote stehenden Mitteln anzukämpfen , ist Pflicht der Sozial¬
demokratie .

Die proletarische Jugendbewegung
in der Kriegszeit .

Unter diesem Titel erschien vor einiger Zeit der Jahresbericht
der „Zentralstelle für die arbeitende Jugend Teutschlands " .

Bezugnehmend auf die Vorbemerkung zum vorjährigen Be¬

richt , „ daß die bei Kriegsausbruch gehegten Befürchtungen
für unsere Bewegung nicht eingetreten sind " , und die Hiera : :
anknüpfende Prophezeiung , „ daß auch bei längerer Tauer

des Krieges unsere Jugendbewegung sich stattlich behaupten
wird " , überläßt es die Zentralstelle dem Leser , herauszufin¬
den , „ inwieweit ihre Voraussage eingetroffen ist ". Das crftere

wird ungefähr auf jeder Seite des Berichts durch Zahlen
widerlegt , für das zweite wird nicht der geringste Beweis er¬

bracht .
Da der einzige zuverlässige Gradmesser des Standes un¬

serer Jugendbewegung unser Organ , die „ Arbeiterjugend " ,

ist , so spricht hier der Rückgang der Abonnentcnzahl eine recht

deutliche Sprache . Am 1. April 1914 hatte die „ Arbeiter¬

jugend " 192 726 Abonnenten ; am I . August 1914 198 977 .

In vier Friedensnwnaten also ein Zunahme von 5351 Abon -

nenten gleich 5' / » Prozent . Am 31 . März 1915 aber war die

Abonnentenzahl zurückgegangen auf 67 962 . Das bedeutet in

acht Kriegsmonaten einen Verlust von rund 41999 Abon¬

nenten oder 37 Prozent . Ende September 1915 sank der

Abonnentenstand sogar auf 63 999 . Wir haben also seit dem

Kriege rund 45 999 Abonnenten gleich 41 Prozent verloren .

Dabei kommen die tatsächlichen Verluste an Abonnenten in

diesen Zahlen gar nicht zum Ausdruck . Sie toerden ver¬

schleiert durch die große Zahl der in unermüdlicher Werbe¬

arbeit neu gewonnenen Abonnenten . Es ist daher gewiß nicht

zu viel gesagt mit der Annahme , daß die „ Arbeiterjugend "
seit Kriegsausbruch die Hälfte ihrer Abonnenten verloren

hat . Die Hoffnungsfreudigkeit der Zentralstelle scheint uns

daher etwas schwach begründet ; sie kann sich tatsächlich nur

stützen auf die Erfolge in den vier Friedensmonaten .
Eine gewaltige Sunnne von Aufopferung und nimmer

ruhender Arbeit spricht aus den Blättern des Berichts , der

infolge des Krieges natürlich nicht so vollständig ausfallen

konnte , wie es im Interesse der Sache wünschenswert ge¬

wesen wäre . Immer wieder riß der Zwang des Kriegs -
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dienstes neue Lücken in die Reihen der Vertrauensleute , und

wie sehr die ganze Bewegung durch diesen fortwährenden

Personenwechsel litt , hat jeder erfahren , der in diesen andert¬

halb Kriegsjahren in und mit der Jugend arbeitete . Nach
dem Bericht bestellen in 739 Orten Jugendausschiisse , aber

nur 387 ( 519 ) ' und außerdem 3V Bezirksleitungen ( 31 ) '
haben Berichte eingesandt .

Die Bildungsarbeit unter der Jugend erfuhr eine bedeu¬

tende Einschränkung . Vortragsreihen und Kurse wurden in

35 ( 128 ) Orten 79 ( 273 ) veranstaltet . Die Zahl der wissen¬

schaftlichen Führungen ist um die Hälfte , die der künstle¬
rischen Veranstaltungen um ein Viertel gesunken : selbst die

Zahl der Wanderungen hat sich verringert : insgesamt haben
die Veranstaltungen etwa um ein Drittel gegen das Vorjahr
abgenommen . Die Zentralstelle führt dies in der Hauptsache
zurück auf den Mangel an Vortragenden infolge der Einbe¬

rufungen zuni Heeresdienst , doch ist mindestens ebensosehr
an diesenr Rückgang beteiligt der Mangel an Mitteln , die in

dieser Zeit viel schwerer als sonst aufgebracht werden , und

nicht zuletzt das Fehlen von Teilnehmern , da in den Jndu -
striegegenden , also gerade dort , wo die proletarische Jugend¬
bewegung am stärksten ist , die Jugendlichen seit Kriegsaus¬
bruch so übermäßig lang arbeiten müssen , daß jede geistige
Betätigung nach der Berufsarbeit fast vollkommen aufhört .

Um so bedauerlicher ist die Feststellung der Zentralstelle :
„ Auf dem Gebiet des Jugendschutzes wurde so gut wie nichts

getan . " Warum ? Der Bericht sagt : „ Schon die teilweise Auf¬

hebung der gesetzlichen Jugendschutzbestimmungen , die mit

Rücksicht auf die Befriedigung des Bedarfs an Munition und

Waffen zu Beginn des Krieges erfolgte , hat unsere Jugend -
schntzarbeit bedeutend eingeschränkt . " Man könnte ja der Mei¬

nung sein , daß dies eigentlich erst recht eine Ursache zu ver¬

mehrter Tätigkeit auf diesem Gebiet gewesen wäre . Vor allen

Dingen wäre eine Feststellung nützlich gewesen , ob denn die

Schutzgesetze wirklich nur für die in Kriegsbedarf arbeitenden

Fabriken außer Geltung gesetzt wurden . Mitteilungen von

verschiedenen Seiten lassen darauf schließen , daß an jugend¬
licher Arbeitskraft ein durch nichts gerechtfertigter Raubbau

betrieben wurde , so daß sogar der preußische Handelsminister
durch einen Erlaß die Herren Unternehmer sanft an die be¬

stehenden Vorschriften erinnern mußte . Die Zentralstelle hat
nach dieser Richtung keinerlei Anregungen gegeben und die

in 42 ( 69) Orten bestehenden Jugendschutzkommissionen be¬

richten . „ daß ihnen die besonderen Zeitumstände nicht ermög¬
lichten , sich ihren Aufgaben zu widmen " . Beschwerdestellen
für die arbeitende Jugend hätten zweifellos zu einer stark
werbenden Kraft für unsere Bewegung werden können . Hof¬
fen wir , daß das Versäumte bald nachgeholt wird .

Weiter erzählt uns der Bericht , daß der Besuch der Ver¬

anstaltungen in 115 berichtenden Orten gefallen , in 35 Orten

sogar gestiegen sei . Ja , vielerorts war nach Kriegsausbruch
größerer Eifer , regeres Interesse der Jugend zu beobachten .
Schade , daß beides sich auf die Dauer nicht erhalten hatl Er¬

freulich ist die steigende Teilnahm « der jungen Mädchen an
der Jugendbewegung . Wirkt ihre Beteiligung durch das be¬

dauerliche Schwinden des männlichen Elements auch stärker
als es in Friedenszeiten der Fall wäre , so ist doch nicht zu

verkennen , daß hier die Vorarbeit der jetzt im Kriege befind¬
lichen männlichen Arbeitskollegen Früchte zu zeitigen an¬

fängt . Auch die unermüdliche Aufilärungsarbeit unter den

Müttern füh ' t manch eiftiges junges weibliches Mitglied der

freien Jugendbewegung zu . Mädchenabende in den verschie¬
densten Formen als Diskussionsabende , Vortragsabende , Ge¬

sang - und Handarbeitszusanimenkünfte , vor allen Dingen
unsere Heime tragen ihr Teil dazu bei , immer mehr

junge Arbeiterinnen zu gewinnen . Allerdings bleibt der

größte Teil der Arbeit hier noch zu tun . Es wäre nützlich ,
wenn alle Orte in ihren Berichten die Zahl der an den Ver¬

anstaltungen teilnehmenden Mädchen getrennt aufführen
wollten . Die wachsende Anteilnahme der jungen Proletarie -

" Die Ziffern in Klammern sind die vorjährigen .

rinnen ist auch ersichtlich aus der Abonnentenzahl . Von 25 922

Abonnenten , bei denen Alter und Geschlecht ermittelt wurde ,
waren 6261 weibliche gleich 28 Prozent , immerhin also mehr
als ein Viertel aller Abonnenten .

Die Zahl der Jugendheime hat sich um ein Drittel ver¬

ringert . In 289 Orten bestehen zurzeit 393 Heime , 299

Orte haben den Betrag für Miete angegeben . Die Gesamt¬

ausgaben belaufen sich auf 97 258 Mk. , 4999 Mk . mußten für
Mieten mehr bezahlt lverden als im Vorjahr .

Die sehr wichtigen und lehrhaften Einzelheiten des Be¬

richts können hier leider nicht alle wiedergegeben werden , es

sei nur in Kürze folgendes daraus entnommen .

Einzelvorträge wurden in 234 ( 365 ) Orten mit 2956 ( 4756 )
Teilnehmern veranstaltet . An erster Stelle steht Hamburg
mit 618 ( 549 ) Vortrügen . In 2229 ( 3584 ) Vorträgen wurden
91 995 ( 196 884 ) Besucher festgestellt , davon waren 69 684

( 86 199 ) männliche , 2 5 3 9 3 ( 24 429 ) weibliche unter 18

Jahren und 5918 ( 13 919 ) Erivachsene .
219 ( 343 ) Orte berichten über 4783 ( 5467 ) Ausfliige mit

77 739 ( 124 439 ) Teilnehmern . Davon waren 59 941 ( 73 341 )

männliche und 29 565 ( 17 949 ) weibliche Jugendliche . Aber

an 329 ( 554 ) Wanderungen beteiligten sich Mädchen über¬

haupt nicht . Ein Beweis , daß noch immer nicht überall der

Geist rechter Kameradschaftlichkeit unter unserer Jugend
herrscht .

Recht knapp ist der Bericht ausgefallen , den die Zentral¬
stelle über ihre eigene Tätigkeit gibt . Das wenig « , was sie

berichtet , bezieht sich fast ausschließlich auf die vier Monate

des Berichtsjahres vor Kriegsausbruch . Die Anhänger der

freien Jugendbewegung , alle Jugendausschiisse , die Organi¬
sationen hätten doch gewiß alle gerne erfahren , wie viele Ein -

nnd Ausgänge hat die Zentralstelle gehabt , wie viele Sitzun¬
gen hat sie�bgehalten in dieser Zeit der allgemeinen Wirren ,
welche Stellung nimmt sie heute ein zu der für die Jugend¬
arbeit im Augenblick allerwichtigsten Frage : zur militä¬

rischen Jugendvorbereitung . Sind Anträge und

Fragen der Bezirksleitungen an die Zentralstelle gelangt , die

sich hiermit beschäftigen ? Jede Stellungnahme zu den Be¬

ziehungen zwischen Krieg und Jugendbewegung läßt die Zeil -
tralstelle in ihrem Tätigkeitsbericht vermissen , wenn man

nicht etwa die zehn Zeilen auf Seite 7 des Berichts dafür
nehmen will , die besagen , daß die Art und Weise der Anwer¬

bung für die Jugendkonipagnien als eine indirekte Bekämp¬

fung unserer Jugendbewegung zu bezeichnen ist . Über diese
Jugendkompagnien selbst kein Wort !

Wir nehinen an , die Zensur hat dergleichen nicht zuge¬

lassen , sonst wäre das Schweigen der Zentralstelle iiber die

wichtigsten Punkte unserer Jugendarbeit geradezu unver¬

ständlich .
Dafür erfährt aber der aufmerksame Leser des Jahres¬

berichts , daß einige Jugendausschllsse gegen zwei Artikel der

„ Arbeiterjugend " , die zum Kriege Stellung nahmen , Be¬

schwerden erhoben haben , die die Zentralstelle als berechtigt
nicht anerkennen konnte . Bis Kriegsausbruch wurde die

Rede des Genossen Hänisch vom 11 . und 12 . Mai 1914 als

kleine Schrift unter dem Titel „ Die Hetze auf die Arbeiter¬

jugend " in 25 299 Exemplaren verbreitet .

Insgesamt versandte die Zenttalstelle 356 459 ( 569 999 )

Flugschriften . Auch Tabak und Alkohol wurden durch zahl¬
reiche Flugblätter lebhaft bekämpft .

Aber wir halten die Aufgaben der Zentralstelle hiermit

nicht für erschöpft . Nach unserer Meinung hätte sie als

oberste Körperschaft innerhalb der proletarischen Jugend¬
bewegung Deutschlands in allen Fragen wegweisend voran¬

zugehen . Das ist in diesem Berichtsjahr nicht geschehen .

Schade um all die aufgewendete Mühe und Arbeit aller

Jugendlichen und Erwachsenen , von denen uns der Bericht
Kunde gibt , wenn aus unserer Jugendbewegung eine reine

neutrale Bildungsbewegung wird , und man darüber ver¬

säumt , sie zu dem zu machen , was sie sein sollte , eine dem

Verständnis der Jugendlichen angepaßte Vorschule zu sozia -
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listischem Denken . Tabak - und Alkoholbekämpfung , Mu -

seumsfüprungen und künstlerische Veranstaltungen , Vorträge

und Kurse Diskussions - und Handarbeitsabende dürfen nicht

zum Selbstzweck werden . Sie sind unentbehrlich als Mittel

zuni Zweck .
Versuchen wir ' s mal mit sozialistischer Erziehung und Auf¬

klärung . Vielleicht wird die junge Arbeiterwelt , die sich seit
Kriegsausbruch enttäuscht von uns abgewendet hat , uns in

Massen wieder zuströmen . Mit der bisherigen Methode haben

wir zum mindesten im Kriegsjahr einen Erfolg nicht er¬

stritten . Im neuen Jahre wollen wir ' s besser machen !

_ Mathilde Wurm .

Gewerkschaftliche Rundschau .

Wie wenig burgfriedliche Gesinnung in manchen Unternehmer -
kreisen herrscht , dafür lieferte das Hauptorgan der Unternehmer -
Verbände , die „ Deutsche Arbeitgeberzeitung " , einen trefflichen Be¬
weis . Die genannte Zeitung brachte von „geschätzter Seite " eine

Zuschrift , in der erklärt wurde , die Unternehmer müßten es ab¬

lehnen , in der Arbeitsnachweisfrage mit Gewerkschaftsvertretern
gemeinsam zu tagen , denn die Gewerkschaftsvertreter seien ganz
im Gegensatz zu den Arbeitern die eigentlichen Repräsentanten der

Sozialdemokratie und sie lebten meist nur von der Agitation und
von dem Gelde , das sie den Arbeitern aus den Taschen zögen .
Diese Meinung atmet ganz und gar den früheren Geist der Scharf¬
macherei . Als der Genosse Brandes im Reichstag diese ordinäre

Beschimpfung der Genzerkschaftsvcrtreter zur Sprache brachte , fand
zwar der nationalliberale Abgeordnete Strescmann , der bekannt «
Vertreter des Verbandes sächsischer Industrieller , Worte scharfer
Abwehr . Für die Stimmung in einigen Unternehmerkreisen ist
aber diese Äußerung trotzdem kennzeichnend . Was das Scharf -
machcrtum erst nach Beendigung des Krieges , wenn der ge¬

zwungene Burgfrieden wieder aufgehoben ist , sich leisten wird ,
kann man daran ungefähr ermessen . Es ist ganz zweifellos , daß
nach dem Kriege die Gegensätze zwischen Unternehmer und Ar¬
beiter wieder in alter Schärfe hervortreten müssen , eine Ansicht ,
die im allgemeinen wohl auch von niemand bestritten werden
wird . Die Neubelebung der Industrie und die Ausmerzung vieler

durch den Krieg eingeführten Unsitten im Arbeitsprozeß — wir
denken da zunächst an die Bekämpfung weiblicher Überarbeit und
niederer Entlohnung — werden starke wirtschaftliche Kämpfe im

Gefolge haben .
Im Buchbindergewerbe laufen in diesem Jahre eine

größere Anzahl von örtlichen Tarifverträgen ab , ebenso twr soge¬
nannte Dreistädtetarif , der für Berlin , Leipzig und Stuttgart gilt
und die Arbeitsbedingungen für etwa I2lXXZ Personen festlegt .
Er läuft fünf Jahre und verlängert sich ohne weiteres auf ein

Jahr , wenn er nicht drei Monate vorher gekündigt wird . Der

Buchbindervcrband beschloß , den Dreistädtetarif auf ein Jahr zu
verlängern , wenn die Unternehmer in eine Erhöhung der Zeitlöhne
für die männlichen Arbeiter um IS Prozent und für die Arbeite¬
rinnen um 2l) Prozent willigen . Außerdem sollen die Stücklöhne
eine Erhöhung um IS Prozent erfahren . Die Mchrforderung für
die Arbeiterinnenlöhne ist darauf zurückzuführen , daß die Span¬
nung zwischen den höheren Männerlöhnen und den weit niedrige¬
ren Frauenlöhnen immer größer geworden ist . Der Buchbinder -
Verband hat übrigens schon seit Jahren danach gestrebt , möglichst
einen Ausgleich zwischen Männer - und Frauenlöhnen herbeizu¬
führen , und eS ist ihm auch daS , wie vielleicht keiner zweiten deut¬
schen Gewerkschaft , bis zu einem gewissen Grade gelungen . Die

Forderung der Lohnerhöhung ist als Ausgleich für die Verteue¬

rung der Nahrungsmittel und des Sinkens der Kaufkraft gedacht .
Der Tarif mit dieser Lohnerhöhung soll aber nicht für fünf Jahre
gelten , sondern nur für ein Jahr . In einem Schreiben an den
Unternehmerverband hat der Vorstand des Buchbinderverbandes
darauf hingewiesen , daß es im Interesse der Parteien läge , den
Burgfrieden zu wahren , es also jetzt zu keinem Tarifkampf kom¬
men zu lassen , daß der Burgfriede aber auf keinen Fall so aufge¬
faßt werden dürfe , als ob die Arbeiter und Arbeiterinnen ge¬
duldig die ungeheure Teuerung hinnehmen müßten , ohne auch nur
den Versuch zu niachen , sie durch Lohnerhöhungen einigermaßen
auszugleichen . Die übrigen Gauverwaltungen , die also nichts mit
dem Dreistädtetarif zu tun haben , sind vom Vorstand des Buch -
biirdcrvcvbmedes aufgefordert worden , in ähnlicher Weise beim Ab¬
lauf der Tarifverträge Teuerungszulagen zu verlangen , weil die
jetzt bestehenden Tariflöhne natürlich nur für die Friedcnszeiten ,
nicht für die Kriegszeiten gedacht sind .

Auch im Malergewerbe läuft der Tarifvertrag in diesem

Jahre ab , und zwar am IS . Februar . Im Jahre IV11 kam nach

einer elfwöchigen Aussperrung der Gehilfen in ganz Deutschland
der Tarif unter dem Vorsitz eines unparteiischen Kollegiums

zustande . Darin waren , auf die drei Tarifjahre verteilt , durch¬

schnittlich nur etwas mehr als 4 Pf . Lohnerhöhung für etwa 3<1

Lohngebiete und etwa eine halbe Stunde Arbeitszeitverkürzung

festgesetzt . Die Aussperrung verlief für die Unternehmer ergebnis¬
los . Die Schiedssprüche der Unparteiischen wurden aber von der

Unternchmerorganisation in Rheinland - Westfalen mißachtet , wes¬

halb diese Organisation später aus dem Unternehmcrverband aus¬

geschlossen wurde . Das Malergewerbe hat durch den Krieg wegen
fehlender Materialien wie auch wegen der schlechten Baukonjunk¬
tur besonders gelitten , im übrigen stehen die Lohnvcrhältnisse im

allgemeinen den im sonstigen Baugewerbe üblichen immer noch

erheblich nach . Die jetzigen Verhandlungen fanden nicht unter dem

Vorsitz des unparteiischen Kollegiums , sondcrn unmittelbar unter

dem Vorsitz eines Regierungsvertretcrs , und zwar des Ministerial¬
direktors vr . Caspar , statt . Es kam zu einer Einigung , wonach
allen Arbeitern im Malergewcrbe in Städte » mit neunstündiger

täglicher Arbeitszeit eine Kriegsteuerungszulage von 6 Pf . , in

Städten mit längerer Arbeitszeit eine von 5 Pf . pro Stunde zuge¬
sprochen wurde . Die Zulage ist für alle Löhne , also auch aus die

über dem Mindestlohn stehenden , zu zahlen . Die Tarifverträge
wurden auf ein Jahr verlängert . Diese Einigung kam zustande
unter dem Vorbehalt , daß die beiderseitigen Organisationen ihre

Zustimmung dazu geben müssen . Der Malervcrband wird zu

diesem Zwecke einen Vcrbandstag einberufen , der darüber bestim¬
men soll .

Im Schneidergewerbe kam es zu Einigungsverhandlun¬

gen Ivegen der Entlohnung für die neue Offizicrsuniform . Diese

Verhandlungen , die unter dem Vorsitz des unparteiischen Kollegiums

stattfanden , führten zu Grundsätzen für die Berechnung der Bluse
und des kleinen Rockes für die n « ue Offiziersuniform . Danach

soll der bisherige Lohn für den Waffenrock mit einem Aufschlag
des dreifachen Stundenlohnes zur Grundlage genommen werden .

Dem fünfundzwanzigjährigen Jubiläum der Generalkommission

folgte am 20 . Januar das Jubiläum des Korrespondenz¬
blattes der Generalkommission der Gewerk¬

schaften Deutschlands . Im Jahre 1891 , bald nach Grün¬

dung der Generalkommission erschien das Korrespondcnzblatt , daS

zunächst nur als eine Art Zirkular für die Vorstände gedacht
war . Es stellte sich bald heraus , daß dieses Korrcspondeuzblatt der

Generalkommission weitere Aufgaben zu erfüllen hatte . Es wurde

mit den Jahren immer mehr und mehr zu cincm zentralen Organ
der deutschen Gewerkschaften ausgebaut , in dem nicht nur alle ge¬
werkschaftlichen , sondern auch wirtschaftspolitischc und sozialpoli¬

tische Fragen , zum Beispiel der Arbcitcrversicherung usw . , be¬

sprochen wurden . Dazu kamen die Fragen der internationalen

Beziehungen und der Statistik , die zu einer Vergrößerung und zu
einem Ausbau des Blattes zwange » . Anfänglich wurde das Blatt

vom Vorsitzenden der Generalkommision , Lcgicn , nebenher geleitet .

Im Jahre ISM ) wurde ein besonderer Redakteur angestellt . Tie

Auflageziffer hat sich entsprechend der Ausbreitung der Gewerk¬

schaftsbewegung und auch durch eine große Abonnentcnziffer

außerhalb der Gcwerkschaftskreisc von 400 auf 30 000 gehoben .

Vcrbandstage der Zentralvcrbände sind während des Krieges

bisher meist vertagt worden . Eine Ausnahme von dieser durch die

Kriegszeit geschaffenen Zwangslage macht der Vorstand des

Schnhmacherverbandes , der zum 19. Januar den Vcrbandstag nach

Stuttgart einberief , nachdem vorher schon der Metallarbeiterver¬

band ebenfalls eiiren Verbandstag abgehalten hatte . Der Vorstand
des Schuhmacherverbandes begründet seinen Beschluß damit , daß ,

so viel auch gegen die Abhaltung eines Vcrbandstages spreche , ver¬

schiedene jetzt schon aktuelle Frage » die Abhaltung eines Verbands¬

tages erfordern . Es sei notwendig , vor Beendigung des Krieges

Stellung zu nehmen zur Beschäftigung der Kricgsinvalidcn und

zur Frauenarbeit . Der Verbandstag solle sich auf die Beratung
des Notwendigsten beschränken , er solle keine Statutenänderungen

vornehmen , weshalb drei bis vier Tage zu den Verhandlungen für
ausreichend erachtet werden .

Der Verband der Kupferschmiede hat durch de » Tod seines Vor¬

sitzenden Julius Saupe einen schweren Verlust erlitten . Der

Verstorbene war zwar erst seit 1907 Vorsitzender , er war aber Mit

bcgründcr des Verbandes . Er konnte öffentlich nicht allzu stark

hervortreten , da er als Ausländer Gefahr lief , des Landes vcr - �

wiesen zu werden . Saupe , der ein Alter von KS Jahren erreichte ,

starb plötzlich am Herzschlag . Er hat für die Organisation seiner

Berufskollegen mit großem Erfolg gewirkt . A
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Notizenteil .

Genossin Rosa Luxemburg wieder in Freiheit . Nach Ver -

büßung der Gefängnisstrafe von einem Jahr ist Genossin Luxem¬

burg wieder in die Freiheit zurückgekehrt . Wir begrüßen die tapfere

Vorkämpferin des wissenschaftlichen Sozialismus in dem Geist un¬

erschütterlicher Qberzeugungstreue , der ihr die Ehre ihrer Verurtei¬

lung eingebracht hat .

Im Prozeß Walcher ist die eingelegte Revision gegen das
Urteil des Landgerichts Berlin I vom Reichsgericht verworfen
worden . Die Angeklagten waren seinerzeit wegen Vergehens gegen
das Verbot des Oberkommandos zu drei Monaten Gefängnis ver¬

urteilt worden .
Eine zusammengebrochene Anklage . Zusammengebrochen ist

am 9. Februar vor dem Lairdgericht Berlin I die Anklage gegen den

Genossen Or . Ernst Meyer wegen Aufreizung verschiedener
Bcvölkerungsklassen zu Gewalttätigkeiten , wegen Aufforderung

zum Ungehorsam gegen die Gesetze und wegen Vergehens gegen
das Gesetz vom Jahre 1851 über den Belagerungszustand . Die

Straftaten sollten begangen worden sein durch die Verbreitung

zweier Flugblätter , betitelt : „ Wer trägt die Schuld am Kriege ?
"

und „ Annexionswahnsinn " ' . Das Gericht beschloß nach lebhafter
Debatte den Ausschluß der Öffentlichkeit tvegen Gefährdung der

Staatssicherheit . Die Verteidigung hatte gegen den betreffenden

Antrag betont , von einer Gefährdung der Staatssicherheit könne

keine Rede sein . Auf dem Schlachtfeld gingen jetzt so furchtbare

Dinge vor sich , daß die Verhandlungen in diesem Saale doch unmög¬
lich die Staatssicherheit gefährden können . Trotzdem wurden nur
die Pressevertreter zugelassen , und ihnen überdies zur Pflicht ge¬
macht , über d i e Teile der Verhandlungen nicht zu berichten , deren

Veröffentlichung geeignet sein könne , die Staatssicherheit und die

öffentliche Ruhe und Ordnung zu gefährden . Der Staatsanwalt

beantragte wegen der ersten beiden angeblichen Straftaten 1 Jahr
k Monate Gefängnis , wegen Übertretung der Zcnsurvorschriften
3 Tage Gefängnis . Das Urteil lautete in den ersten zwei Fällen

auf F r e i s p r c ch u n g, wegen Übertretung der Zensurvorschriften

auf eine Woche Gefängnis , die durch die dreiwöchige Unter¬

suchungshaft als verbüßt erachtet wurde .

In miliiärische Schutzhaft genommen wurde laut Blätter¬

meldungen am 12. Februar der Herausgeber der in Berlin er¬

scheinenden „Lichtstrahlen " , Genosse Julian Borchardt .

Wegen Heransgab « einer FriebenSnummer der Zeitschrist

„ Morgenrot " ist Genosse Niebuhr in Elberfeld im August vorigen

JahreS zu drei Monaten Gefängnis verurteilt worden . Die Anklage
lautete auf Aufreizung zum Klassenhaß . Gegen das Urteil hatten

sowohl Staatsanwalt wie Verurteilter Berufung eingelegt . Das

Reichsgericht hat nun beide Benifungen verworfen .

Für den Frieden .

Einstellung des BerfahrenS gegen Louise Sanmonean . In
den ersten Oktobertagen war . wie unsere Leserinnen wissen , in Paris
die tapfere Genossin Saumoneau verhaftet worden , die an der

Internationalen Sozialistischen Frauenkonferenz in Bern als Ver¬

treterin der sozialistischen Frauen Frankreichs teilgenommen hatte .
Die Anklage lautete auf Abfassung und Verbreitung des Berncr

ManifcstS sowie auch der friedcnsfreundlichen Druckschriften , die da ?

Pariser Sozialistische Frauenkomitee gegen den Chauvinismus her¬
ausgegeben hat . Die Verhaftung war also sachlich unter derselben

Anklage erfolgt , wie einige Monate früher die Verhaftung der Ge¬

nossin Zetkin in Deutschland . Während sich die offiziellen sozialisti¬

schen Parteiführer zur Verhaftung von Genossin Saumoneau

schweigend verhielten und damit sogar den Verdacht erregten , als

komme sie ihnen gar nicht ungelegen , wurden in den gewerkschaft¬

lichen und sozialistischen Organisationen Frankreichs zahlreiche
Protest « erhoben . Sie heischten vor allem auch von der Parlaments¬

fraktion und den sozialistischen Regierungsmitgliedern ein Ein¬

treten für die verhaftete Genossin . Der Protest der Föderation von

Ha " tc - Vienne lautete wie folgt :
„ Die Föderation der Haute - Vienne erinnert daran , daß die so¬

zialistische Partei sich immer als absolute Anhängerin der voll¬

ständigen Meinungsfreiheit erklärt und stets wider alle Eingriffe in

die Ausübung dieses Rechtes protestiert hat , wie auch immer die

Eingriffe seien , und woher sie auch kommen . In Erwägung , daß die

Genossin Louise Saumoneau , Mitglied der Partei , verhaftet ist

unter der Anschuldigung der Propagmida für den Frieden ; in Er¬

wägung andererseits , daß es erlaubt ist , in Wort und Schrift sich

als Anhänger des Krieges bis zu Ende zu erklären , und es logisch
ist , daß die entgegengesetzte Meinung das Recht hat , sich zu äußern :
verlangt die Föderation , daß die Parlamcntsfraktion gegen die
Verhaftung der Genossin Saumoneau protestiert und alles mög¬
liche tut , um ihre Freilassung zu erreichen . "

Hierzu bemerkt der „ Avanti " , dem wir diese Notiz entnehmen :
„ Es ist nicht offiziell festzustellen , ob die Parlamentsfraktion

protestiert hat , wie es die Föderation der Haute - Vienne verlangt ,
um so mehr , als das Parteiorgan sich in ministerielles Still¬

schweigen hüllt «. Aber der Abgeordnete Longuet übernahm die Ver¬

teidigung der Angeklagten und konnte nach anderthalb Monaten
Haft die vorläufige Haftentlassung erreichen , mit der Verpflichtung
für die Genossin Saumoneau , sich nicht in Paris aufzuhalten .
Während der Haft wurde Frau Saumoneau wie die gemei¬
nen Verbrecher behandelt , während sie auf die beson¬
deren Bestimmungen für politische Gefangene Anspruch gehabt
hätte . Aber Ende gut . alles gut . Und die Untersuchung gegen die

Genossin Saumoneau , die eines halben Dutzends der stehenden Ver¬

brechen gegen das Vaterland , gegen die national « Verteidigung ,

gegen das Heer usw . usw . beschuldigt war , hat mit einer Ein¬

stellung des Verfahrens geendet , deren Begründung viel¬

sagend ist . Die Entscheidung erblickt in der Tat in den von der An¬

geklagten verfaßten und verbreiteten Schriften einen an sich schuld¬
haften Charakter , aber schließt bei der Angeklagten die Absicht der

Schädigung aus und spricht sie auf Grund einer entsprechenden Be¬

stimmung des Gesetzbuches frei . Die Entscheidung gibt also zu und
erkennt an , daß die sozialistische Propaganda für den Frieden dem
Vaterland nicht schadet ; sie anerkennt und gibt zu , daß
die Sozialisten , die für den Frieden Propaganda treiben , nicht die

Absicht haben , dem Vaterland zu schaden . Die Sozialisten wußten
das schon , trotz allem , was die „objektiven " Anschwärzcr sagten ;
aber es ist nicht unwillkommen , daß das auch in einer Gerichts¬
entscheidung gesagt ist . ES bedeutet , wenn nichts anderes , daß es

noch Richter in Paris gibt . "
Organisierte Prolrtarirrinnen Englands für den Frieden .

Zu einer wichtigen , unzweideutigen Bekundung des Friedens¬
willens organisierter englischer Proletarierinnen hat sich die

zehnte Jahreskonferenz der Liga proletarischer
Frauen ( Women ' s Labour Leaguc ) gestaltet , die Anfang Ja¬
nuar im Anschluß an den Jahrcskongreß der „ Arbeiterpartei " in

Bristol stattgefunden hat . Di « Women s Labour League wurde

ursprünglich als ein « Organisation sozialistischer Aufklärung für
solche Arbeiterfrauen gegründet , die als nicht erwerbstätig keiner

Gewerkschaft angehören können . Im Lauf « der Zeit hat sie aber
auch immer niehr erwerbstätige Mitglieder aufgenommen und ist
so — ohne ihre ersten Ziele preiszugeben — ebenfalls zu einer

energischen Vertreterin wirtschaftlicher , gewerkschaftlicher Frauen¬

interessen geworden .
Die Liga steht in enger Fühlung mit den anderen großen

Organisationen der Frauen der Arbeiterklasse in England
und übt einen vorwärtstrcibenden Einfluß auf die Gesamtbewe¬

gung der englischen Proletarierinnen . Da sie viele Mitglieder um¬

schließt , die noch anderen Vereinigungen sozialistischer , proleta¬
rischer Frauen angehören , konimen in ihr die verschiedensten Auf¬
fassungen zum Ausdruck , die im englischen Proletarial mitein¬

ander um Geltung ringen . Der V o r st a n d s b e r i ch t an die

letzte Jahresversammlung stellt dies ausdrücklich mit Bezug auf
die Stellungnahme zum Kriege fest . Innerhalb der Mitgliedschaft
der Liga sind alle Meinungen vertreten , die in der Kriegs - und

Friedensfrage die englische Arbeiterklasse zerklüften . Angesichts
dieses Umstands sind die Beschlüsse der Jahrcskonferenz um so

bedeutsamer . Der Geist , aus dem sie geboren , kam "schon in der

Eröffnungsrede der Genossin vr . Marion Philipps zum
Ausdruck . Sie behandelte das Thema : „ Die Frauen der Arbeiter¬

klasse und die Probleme des Krieges " . Selbstverständlich war ein

großer Teil der Rede Ausführungen gewidmet über die Wirkung
des Krieges auf die Erwerbsarbeit der Frauen . Jedoch auch die

Frage des damals drohenden Militärzwangs wurde eingehend
erörtert , und zwar im Sinn « scharfer Gegnerschaft . Des weiteren
verbreitete sich Genossin Philipps über die internationalen Be¬

ziehungen der Arbeiter . Sie erklärte , daß die Stellung der Frauen

dazu am besten in der Erklärung zum Ausdruck komme , die von

der Außerordentlichen Internationalen Sozia¬

listischen Frauenkonferenz zu Bern im März 1915

beschlossen wurde . Sie solle für die Haltung und das Wirken der

organisierten Prolctarierinnen Englands bestimmend sein . Diese

Auffassung setzte sich auf der Jahreskonfcrenz namentlich in zwei

Beschlüssen durch . Zum M i I i t ä r d i e n st g e s c tz erklärte die

Tagung , daß die Liga ihre Gegnerschaft wider das
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Gesetz aufrechthalte und für seine Abschaffung

agitieren werde , falls es zur Annahme gelange , was in¬

zwischen geschehen ist . Es heißt in dem betreffenden Beschlug
weiter , daß Ministerversprcchen , die nicht als Verpflichtungen in

das Gesetz aufgenommen würden , wertlos seien . Schließlich wer¬

den die weiblichen Erwerbstätigen aufgefordert , ein « Rachepolitik
der Herrschenden gegen die Arbeiterklasse dadurch unmöglich zu

machen , daß sie sich weigern , die sogenannten bevorzngtcn Stellen

von Männern einzunehmen , die ungerechterwcise entlassen wer¬

den . Was die Stellungnahme zum Kriege anbelangt , so for¬
derte die Konferenz die Regierung Großbritanniens auf , ihre

Friedensbedingungen bekanntzugeben , und alles zu tun , um den

Krieg zu beendigen . Sie sprach sich außerdem für die Errichtung
eines internationalen Schiedsgerichts aus . Uber die anderen Be¬

schlüsse und Arbeiten der Konferenz berichten wir in nächster Nummer .

Sozialistische Frauenbewegung im AnSland .

Julie Romm -j-. Ein großes , gütiges Herz hat aufgehört zu
schlagen , ein Herz , das in glühender Begeisterung und freudiger

tpfcrwilligkeit ganz dem internationalen Sozialismus , dem Be -

srciungsringen der Enterbten gehörte . In New Vork ist am 8. Ja¬
nuar an Influenza Genossin Julie Romm verstorben , eine ge¬
borene Deutsche , die mit einem Russen verheiratet war , der zu
den ersten durchgebildeten Bekenner » des . Marxismus " in seiner
Heimat gehörte . Julie Romms Tod ist ein außerordentlich herber
Verlust für die sozialistische Bewegung der Vereinigten Staaten
uied insbesondere für die sozialistische Frauenbewegung dieses
Landes , der sie wichtige Förderung auch dadurch angedeihen ließ ,
daß sie fünf Jahre lang die . Frauenseite " der New Uorker Bolks -

zeitung redigierte . Und vorzüglich redigierte , ganz vom Geist des

wissenschaftlichen Sozialismus erfüllt , der ihr Wirken , ihr per¬
sönliches Leben beherrschte . Wir werden versuchen , in nächster
Nummer unseren Leserinnen ein Bild von der Persönlichkeit und

der sozialistischen Betätigung Julie Romms zu skizzieren . Mit

ihr ist eine Frau geschieden , deren lichtvoller , reicher Geist dem

edlen Herz ebenbürtig war , deren Tun im schönsten Einklang stand
mit ihrer Überzeugung , bei der die tiefgewurzelte Weltanschauung
lcbensgeftaltend wirkte .

Ter Frauentag i « Oesterreich und Ungarn . So wie die öster¬
reichischen Genossinnen haben auch die Genossinnen Ungarns

beschlossen , den Frauentag 1S16 in möglichst großem Umfang ab¬

zuhalten . In Osterreich wird der Frauentag vor allem von den

deutschen Sozialdemokratinnen überall veranstaltet werden ,
wo keine unüberwindlichen behördlichen Schwierigkeiten , wie im

sogenannten . engeren Kriegsgebict " usw . , vorhanden find . In
Wien werden vom 12. bis 28 . März einundzwanzig Veranstal¬

tungen stattsinden uiü > die Propagandaschrift » Der Frauen -
t a g" wird schon anfangs März erscheinen . In Ungarn wird in

der Hauptstadt B u d a p e st im großen Saal des alten Parlaments
eine würdige Veranstaltung abgehalten , ebenso in Preßburg
und anderen Städten . Auch das Agitationsblatt . Der Frauen¬
tag " wird herausgegeben . Um die internationale » Beziehungen
wenigstens zwischen Osterreich und Ungarn praktisch zu betätige »,
wurde Genossin Popp eingeladen , in Preßburg und B u d a-

pest Vorträge zu halten ! beide Versammlungen haben in letzter
Zeit stattgefunden und waren gut besucht . n. p.

Den vorstehenden wie den bereits veröffentlichten Mitteilungen
über den Frauentag in Osterreich können wir noch dieses hin¬
zufügen . Der Beschluß zu der Veranstaltung geht von dem

Frauenreichskomitee unserer Genossinnen aus . Da

öffentliche Versammlungen wegen des Ausnahmezustandes nicht

möglich sind , soll der Frauentag in Vereinsversammlungen , Z 2

Versammlungen , das heißt Versammlungen , zu denen eine persön¬
liche Einladung erfolgen muß , und Festveranstaltungen abgehalten
»verden . In allen Veranstaltungen wird das Thema behandelt :
Der Frauentag im Kriege . Wie in früheren Jahren soll
die FrauenwahlrcchtSschrift erscheinen : . Der Frauentag " .
Eine Umfrage hat ergeben , daß die Mehrheit der Organisationen
diese Veröffentlichung wünscht . Die österreichischen Genossinneu
sind sich über die Hindernisse klar , gegen die sich ihr Frauentag
durchsetzen muß . In der Wiener . Arbeiterinnenzeitung " heißt es :

. Genossinnen ! Wir unterschätzen die Schwierigkeiten nicht , wir
kennen sie vollauf ; dennoch kann unsere Parole nur lauten : Faßt
alle Kräfte zusammen , rafft eure Energie auf , ermuntert euch
zur alten Begeisterung ! Gerade in schweren Zeiten muß sich die

Bedeutung und der Wert der sozialdemokratischen Organisation
zeigen . Es gilt auch heute , für alle unsere Ideale einzutreten : ain
Frauentag rücken wir sie in den Vordergrund im treuen Ge¬

denken an die große Aufgabe , die wir haben , nicht zu wanken und

nicht zu weichen , trotz Sturm und Gefahren . "
Die österreichischen Genossinnen dürfen überzeugt sein , daß ihr

Beschlutz von den Sozialistinnen aller Länder init den herzlichsten
Wünschen für den Erfolg begrüßt »vird .

Franenmonat nnd Frauentag iu Holland . Der außerordent -

liche Kongreß der sozialdemokratischen Arbei¬

terpartei der Niederlande , der Anfang Januar getagt
hat , beschloß eine umfassende und allgemeine Aktion für das a ll -

ge in eine Fraucnwahlrecht . Den äußeren Anstoß dazu

gab die Regierungsvorlage zur Verfassungsresorm , über die wir

bereits berichtet haben . Sie schiebt die Frage des Frauenwahlrcchts

aufs neue in den Vordergrund . Unsere holländischen Genossinnen
erkannten mit sicherem Blick , wie nötig und nützlich es für die

Partei sein würde , im Kampf um das Fraucnwahlrecht führend

voranzugehen . Sie drängten deshalb zu einem Vorstoß und fanden
bei der Partei Verständnis . Auf dem außerordentlichen Kongreß
der niederländischen Sozialdemokratie erstattete Genossin W i -

baut , Vorsitzende des Verbandes des sozialistischen Fraucn -
klubs , Bericht zur Frage des Frauenwahlrechts und forderte den

Willen zur Tat . Die Tagung bekundete ihre Zustimmung zu den

Ausführungen durch lebhaften Beifall und Beschlüsse . Die Partei

soll danach die Forderung des allgemeinen Frauenwahlrcchts nicht

nur im Rahmen ihrer allgemeinen Aktion für eine volle demokra¬

tische Verfassungsrcform naOwücklich vertreten . Es soll auch ein

besonderer Frauen monat festgesetzt werden , in dem jede

Parteiorganisation eine öffentliche Versammlung für das Fraucn¬

wahlrecht abzuhalten hat . Den Abschluß dieser Agitation wird dann

ein großer F rauentag bilden . Die Genossinnen sind eifrigst
und mit großer Begeisterung ain Werk , um die großzügige Auf -

rüttelungs - und Werbeaktion durch Wort und Schrift vorzube¬
reiten . Mit größter Sympathie blicken die Sozialistinncn aller

Länder dem Kampf der holländischen Genossinnen entgegen , die sich
klar und bewußt find , daß sie auch in diesem Ringe » das Banner

des internationalen Sozialismus trage ».

Arbeitslosigkeit der weiblichen Erwerbstätigen .
Die befürchtete Verschlechterung des Arbeitsmarkts ist erfreu¬

licherweise im Monat Dezember lölö nicht eingetreten . Es

hat vielinehr die schon im November eingesetzte Belebung weiter

angehalten . Nach den Berichten der Arbeitsnachweise kainen im

Monat Dezember aus 188 offene Stellen 151 weibliche Arbeit¬

suchende gegen 178 im Vormonat und 182 im Oktober . Trotzdem

ist der Andrang von weiblichen Arbeitsuchenden zu den Arbeits¬

nachweisen immer noch bedeutend stärker als der der männlichen ,
denn im vierten Quartal 1815 kamen im Durchschnitt nur 88 oder
88 männliche Arbeitsuchende auf 188 offene Stellen . Am stärksten
war im Monat Dezember der Andrang von weiblichen Arbeit¬

suchenden im Handclsgc werbe . In dieser Gewcrbegruppe

standen je 188 offenen Stellen 288 weibliche Arbeitsuchende gegen¬
über . Die Dezeniberziffer wird noch übertrofsen in der Textilindu¬

strie , Metallindustrie , in der Fabrikarbeit ohne nähere Bezeich¬

nung , im Bckleidungs - und Rcinigungögctverbe , in der Papier - und

Nahrungs - und Genußmittelindustrie . Eine Vermehrung des

Andrangs der Arbeitsuchenden gegen den Vormonat November trat

nur ein bei den Metallarbeiterinnen , Textilarbei¬
terinnen und Buchdruckereiarbeiterinnen .

In llbercinstimmung mit den Arbeitsnach >vciscn gehen die ge¬

werkschaftliche » Arbeitslosenzählungen . Nach diesen waren im

Monat Dezember 1815 von 138 481 befragten weiblichen Mitglie¬
dern 11847 gleich 8ch Prozent arbeitslos gegen 8,5 im November

und 18/Z Prozent im Oktober . Eine nennenswerte Zunahme von

weiblichen arbeitslosen Mitgliedern wurde nur von den Verbänden

der Porzellanarbeiter , Metallarbeiter und Fa¬
brikarbeiter genreldct . Verhältnismäßig die meisten weib¬

lichen Arbeitslosen stellte der Porzella » arbeite rvcr -

b a n d. In dieser Organisation »varcn zu Ende Dezember 38,8 Pro¬

zent der »veiblichen Mitglieder ohne Beschäftigung . In weiterem

Abstand folgen sodann die organisierten Glasarbciterinnen mit

28,8 , die Lcdcrarbciterinncn mit 2l� , die weiblichen Mitglieder des

Christlichen Holzarbeiterverbandcs mit 13�! , die Hutarbeitcrinnen
mit 14Z , die Textilarbeiterinnen mit 12,7 , die weiblichen Mit¬

glieder deS freien Holzarbeitervcrbandes mit 8,1 , die Buchbinderei -
arbciterinnen mit 8,8 und die weiblichen Mitglieder des Tapcziervcr -
bmides mit 8� Prozent Arbeitslosen . Die wenigste » weiblichen Ar¬

beitslosen wurden im Tabakarbeiterverband mit 8,8 Prozent festge¬

stellt . Eine Gegenüberstellung der für die weiblichen und männlichen

Verbandsangehörigen errechneten Verhültniszahlen ergibt wieder
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die überwiegend größere Arbeitslosigkeit beim weiblichen Geschlecht .
Während bei der Gesamtheit der berichtenden Verbände am Jahres¬
schluß auf IM vom Bericht erfaßte männliche Mitglieder 1,5 Ar¬

beitslose kommen , stellt sich der entsprechende Satz für die weib¬

lichen Mitglieder aüf 8,9 , also auf mehr als das Fünf¬

fache . Dieser an und für sich schon große Unterschied wird nun

noch in den oben angeführten Organisationen mit den höchsten
Arbeitslosenziffern erheblich überschritten .

Der Rückgang der Arbeitslosigkeit unter den gewerblichen Ar¬

beiterinnen tritt auch bei den Feststellungen über die Häufig¬
keit der Arbeitslosigkeit zutage . Im vierten Quartal 1915 wurden

insgesamt 22134 Fälle von Arbeitslosigkeit gegen 26 229 im dritten

Quartal 1915 ermittelt . Auf 199 weibliche Mitglieder berechnet

ergibt das einen Prozentsatz von 19,2 beziehungsweise 17,9 . Bei

den männlichen Mitgliedern dagegen stellte sich diese Ziffer auf
nur 9,9 und 7,1 . Daraus ist wieder zu ersehen , daß die weibliche
Mitgliedschaft unter Arbeitslosigkeit in weit höherem Matze zu
leiden hat als die männliche . Am nieisten mit Arbeitslosigkeit zu
kämpfen hatten im vierten Quartal die H u t a r b e i t e r i n n e n,
Lederarbeiterinnen und Glasarbeitcrinnen .

In dem gleichen Maße wie die Arbeitslosigkeit ist auch die

Summe der ausgezahlten Arbeitslosenunterstützung zurückge¬

gangen . Von den berichtenden Gewerkschnftcn wurden im vierten
Quartal an 8832 weibliche Mitglieder für 194 99 ! Tage
111953 M k. verausgabt . Das ist gegen das dritte Quartal 1915

ein Weniger von 1531 unterstützten weiblichen Arbeitslosen , 42 392

Unterstützungstagcn und 29 359 Mk. Auch die im Durchschnitt aus¬

gezahlte Unterstühungssumme hat sich vermindert . Sie verringerte
sich von 13,55 Mk. im dritten Quartal auf 12,57 Mk. im vierten
Quartal 1915 . Mit Einschluß der an die männlichen arbeitslosen
Mitglieder ausgezahlten Unterstützungssumme erhöhte sich in den

berichtenden Gewerkschaften im vierten Quartal 1915 die Gesamt¬
ausgabe an Arbeitslosenunterstützung auf 395 995 Mk. Die wäh¬
rend des Krieges verausgabte Unterstützung an die Arbeitslosen
am Orte erreicht nun somit die respektable Höhe von über 29 Mil¬
lionen Mark , wobei noch zu beachten ist , daß die von den Gewerk¬

schaften aufgewendete Summe in Wirklichkeit erheblich höher ist ,
da bekanntlich nicht alle Verbände an das Reichsarbeitsblatt be¬

richten . Würde das Beispiel der Gewerkschaften in dem gleichen
Matze vom Reich , von den Einzclstaaten und Gemeinden nach¬

geahmt , so wäre es besser um die Arbeitslosen bestellt . b.

Frauenarbeit .

Die Arbeitsverhältnisse der weiblichen Strnssenbahnange -

stellten sind Gegenstand einer Erhebung gewesen , die der Deutsche
Transportarbeiterverband im Oktober veranstaltet �
hat . Die Statistik umfaßte 26 gemeindliche und 44 private Be¬

triebe mit insgesamt 13 954 weiblichen Personen . Darunter sind
2799 Ehefrauen der zum Kriegsdienst eingezogenen Straßenbahner -
Bon den weiblichen Angestellten sind 12549 Schaffnerinncn ,
9 Wagenführerinnen und 1399 sonstige Hilfsarbeiterinncn

Sowohl in der Ausbildungszeit wie in der täglichen Arbeitszeit
und in der Entlohnung bestehe » weitreichende Unterschiede . Die

Länge derAusbildungszeit schwankt zwischen vier Tagen
und vier Wochen . In B e r l i n dauert die Ausbildungszeit sieben
Tage . An Lohn wird während dieser Zeit 1,89 Mk. für den Tag
gezahlt . In Kassel währt die Ausbildung sechs Tage , die Ent¬

lohnung für diese Lehrzeit beträgt nur 19 Mk. und wird obendrein

den Ausgebildeten erst nach einem Vierteljahr ausge¬
zahlt . Sind die Frauen aus irgend einem Grunde gezwungen ,
früher aus dem Dienst zu scheiden , so erhalten sie die Summe

iibcrhaupt nicht . In Dresden und Halle a. d. S . wird für die

sechstägige Ausbildungszeit der volle Lohn gezahlt , abc ' r erst nach
vier Wochen . In Hannover dauert die Lernzeit vierzehn Tage
bei nur I Mk. Entschädigung für de » Tag . Die Bergische Klein¬

bahn in Elberfeld zahlt gar nur 12 Mk. für die vierzehntägige
Lernzeit . Am schlimmsten liegen die Verhältnisse in Posen , wo

für die zehn - bis vierzehntägige Ausbildungszeit überhaupt
kein Lohn gezahlt wird . Der unsoziale Geist dieser Bestim¬

mungen wird durch die Tatsache ins rechte Licht gerückt , daß fast
alle Frauen , die den anstrengenden Beruf einer Stratzenbahnerin

ergreifen , dies unter dem Druck der Kriegsnot tun , und mehr noch
als in Friedenszeit auf jeden Pfennig angewiesen sind . Je länger
die Probezeit , desto billigere Arbeitskräfte für die Stratzenbahn -

gesellschaft . Die Einbehaltung des mageren Lohnes vollends ist eine

Einrichtung , die unter keinen Umständen geduldet werden dürfte .

Hat die Schaffncrin ihre Lern - und Probezeit hinter sich , so er¬

hält sie trotz gleicher Leistungen keineswegs dieselbe Entloh¬

nung wie der Mann , dessen Stelle sie einnimmt . So erhalten zum
Beispiel in Leipzig Schaffnerinncn für besondere Fahrten
35 Pf, , die Schaffner hingegen 75 Pf . Die Allgemeine
Deutsche Kleinbahn zahlt den Schaffnerinnen einen M o-

natslohn von sage und schreibe 42,25 Mk. bis 72,25 Mk. , den

Schaffnern dagegen ein Anfangsgchalt von 84,59 Mk. — Auch bei
der Entlohnung bestehen auffallend große Unterschiede zwischen
den einzelnen Arten der Straßenbahngescllschasten . Im Durch¬
schnitt bewegen sich die Stundenlöhne zwischen 39 und 35 Pf . Es
kommen aber auch Löhne von 25 Pf . und solche von 47' / , Pf . vor .

Die tägliche Arbeitszeit schwankt ebenfalls außerordent¬
lich , nämlich zwischen 5 und 11' / - Stunden . Die durchschnittliche
Dienstzeit beträgt in 19 Betrieben weniger als 8 Stunden , in 12
Betrieben 8 Stunden , in 11 Betrieben über 8 bis 9 Stunden , in
28 Betrieben über 9 bis 19 Stunden und in 7 Betrieben nichr als
19 bis 11' / - Stunden . In weitaus den meisten Betrieben also eine

übermäßig lange Arbeitszeit ! Doppelt übermäßig , iveil der

Straßcnbahndienst infolge des stetigen Stehens und der fast un¬

aufhörlichen Erschütterungen des Körpers zumal für den weib¬

lichen Organismus und das weibliche Nervensystem nicht nur an¬

strengend , sondern geradezu gefährlich sein kann .

In den meisten Betrieben werden monatlich drei bis vier

freie Tage gewährt . Nur 25 Betriebe bezahlen auch die freien

Tage entweder voll oder teilweise . Die städtische Straßenbahn in

Köln bezahlt keinen freien Tag . Dagegen gewährt sie den

Schaffnerinnen , die an einem ihnen zustehenden freien Tage oder

Sonntags zum Dienst herangezogen werden , 33 bezw . 59 Prozent
Aufschlag . Einige Straßenbahnen zahlen ihren männlichen wie

ihren weiblichen Schaffnern eine Teuerungszulage .
Einen genauen Einblick in die Lage der Schaffnerinnen würde

diese Statistik erst dann ergeben , wenn sie mitteilen würde , in wie

vielen Betrieben ungenügende Bezahlung , lange Arbeitszeit und

sonstige Mißstände sich zusammenfinden , und in welchen bessere
und schlechtere Bedingungen sich gegenseitig die Wage halten . Von

Wert wäre es auch , zu erfahren , wie sich die Arbeitsbedingungen
in den städtischen und privaten Betrieben zueinander verhalten .

Mit Sicherheit geht aber aus der Statistik dieses hervor : Trotz

gleicher Leistung schlechtere Entlohnung der Frauen . Ferner das

Weiterleben aller jener bekannten Unternehmcrpraktikcn zur Fesse¬
lung und Vcrbilligung ihrer Arbeitskräfte . Auf die besonderen
Bedürfnisse des weiblichen Organismus wird in den wenigsten
Fällen Rücksicht genommen . Bei der vorherrschenden langen Ar¬

beitszeit müssen Mutter - und Hausfraupflichten vollkommen ver¬

nachlässigt werden . Doppelt nötig ist es , daß die Frauen endlich
lernen sich zu organisieren und gemeinschaftlich bessere Arbeits¬

bedingungen zu erstreben .

Gesetzlicher Arbeiterinnenschntz .

Eingeschränkter Arbeiterinnenschntz während der KriegSzeit .
Unter den verschiedenen Notgesetzcn , die am 4. August 1914 er¬

lassen wurden , befand sich auch eines „ betreffend Ausnahmen von

BcschäftigungsbeschränkUngcn gewerblicher Arbeiter " . Es be¬

stimmte , daß für die Dauer des gegenwärtigen Krieges der Reichs¬

kanzler allgemein oder für bestimmte Bezirke oder für bestimmte
Arten von Anlagen Ausnahmen von den in den § § 135 bis 137 »

Absatz 2, 154a der Gewerbeordnung vorgesehenen Beschränkungen
und von den auf Grund der § 8 129s , 1291 , 139a der Gewerbeord¬

nung vom Bundesrat erlassenen Bestimmungen gewähren kann .
Die höheren Verwaltungsbehörden , das sind die Regierungspräsi¬
denten , erhielten das Recht , für einzelne Betriebe auf

Antrag der Unternehmer Ausnahmen von den angeführten Ar -

beiterschutzbcstimmungen zu gestatten . Diese Bestimmungen be¬

rühren besonders die zulässige Arbeitszeit der Frauen , die Ver¬

wendung von Arbeiterinnen sowie jugendlichen Arbeitern für ge¬
wisse Gewerbezweige usw . Das Notgcsetz bewirkte , daß überall die

bewußten „ Ausnahmen " eintraten . Von vielen Unternehmern
wurde das Gesetz überhaupt dahin aufgefaßt , daß sie nunmehr

machen könnten , was sie wollen . Namentlich die höheren Verwal¬

tungsbehörden waren nicht sparsam mit der Erteilung der Ge¬

nehmigung von Ausnahmen . Der Reichskanzler sah sich gezwun¬

gen , durch ein Rundschreiben an alle Bundesregierungen , das

seinerzeit auch den Weg in die Presse gefunden hat , darauf hinzu¬

weisen , daß von den Befugnissen nur mit großer Vorsicht und

nach Matzgabe dringenden Bedürfnisses Gebrauch gemacht werden solle .
Gleichwohl sind die Zustände nicht besser geworden . Heute haben

die Frauen fast überall in den großen gewerblichen Betrieben eine

längere Arbeitszeit als das Gesetz zuläßt . Daneben ist auch fast
überall Nachtarbeit anzutreffen , und schließlich ist auch in den
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meisten Betrieben , in denen Frauen beschäftigt werden , nahezu
regelmäßig Sonntagsarbeit eingeführt . Es gibt Betriebe , in denen
die Nachtschichtdauer mehr als elf Stunden beträgt , und in
denen die Tagesschicht für Frauen von morgens 7 Uhr bis
abends 11 Uhr gegangen ist . Dazu ist außerdem noch regel¬
mäßig Sonntagsarbeit verlangt worden . Namentlich herrschen in

dieser Hinsicht in den Munitionsfabriken außerordentliche Zu¬
stände . Dabei mutz man bedenken , daß gerade in diesen Betrieben
bis zu 80 Prozent Arbeiterinnen beschäftigt werden .

Zum guten Teil sind die Frauen , die jetzt während der Kriegs¬
zeit eine Beschäftigung aufgesucht haben , verheiratete Krieger¬
frauen , die zu Hause noch eine Wirtschaft und Kinder zu versorgen
haben . Welche Zeit bleibt ihnen dazu ? Zu der Arbeitszeit in der

Fabrik selbst kommt noch der Weg von und zur Arbeitsstätte , der

ebenfalls Stunden dauern kann . Es sei hier nur an di « Tausende
von Frauen erinnert , die in Spandau beschäftigt sind , und
die von Berlin aus morgens und abends die Bahn benutzen
müssen . Für die Fahrt selbst und dann für den Weg zur und von
der Bahn sowie zur Arbeitsstätte vergehen für sehr viele zwei bis
drei Stunden , die zur Arbeitszeit hinzukommen . Wenn nun der

Aufenthalt ( nicht die eigentliche Arbeitszeit ) im Betrieb zwölf
Stunden beträgt und eine zwei - bis dreistündige Wegzeit sich dazu
fügt , wann soll da die Frau ihre Häuslichkeit besorgen ? Bei

dieser doppelten Inanspruchnahme der Frau als Arbeiterin und
Mutter geht sie körperlich zu Grunde oder die Folgen rächen
sich in der Wirtschaft und an der Erziehung der Kirrder . Wissen
wir doch zum Beispiel aus den Mitteilungen der deutschen Zen¬
trale für Jugendfürsorge , daß 83 Prozent aller Kriminalfälle aus

Familien stammen , in denen die Mutter bei der Erziehung der Kin¬
der mehr oder weniger ausgeschaltet war . Auch die Krankenkassen
sagen uns , daß die anstrengende Beschäftigung der Arbeiterinnen

sehr viele Leiden hervorruft und die Kassen belastet .
In der Sitzung des Reichstags vom 14. Januar 1916 , die sich mit

einer Anzahl sozialpolitischer Anträge und Resolutionen beschäf¬
tigte , kam man auch auf die hier berührten Mißstände zu sprechen .
Insbesondere übten an ihnen die Genossen Brandes und Hoch
scharfe Kritik . Der Direktor im Reichsamt des Innern vr . Caspar
antwortete , daß überall für die in der Schwereisenindustrie zuge¬
lassenen Frauen versucht worden sei , eine achtstündige Schicht zur
Durchführung zu bringen . Das habe Klagen der Unternehmer
veranlaßt . Wo ein Handinhandarbeiten der an einer Maschine be¬

schäftigten männlichen und weiblichen Personen notwendig ist , gehe
es nicht an , daß durch den verschiedenen Schichtwechsel eine bestän¬
dige Änderung in der Reihe der zusammenarbeitenden Personen
stattfindet . Es sei deshalb notwendig geworden , für einen Teil der
Arbeiterinnen in der Eisenindustrie es zuzulassen , daß sie in

denselben Schichten beschäftigt werden wie die Männer . Aber ,

soweit es angeht , würde auch jetzt noch darauf gehalten , daß die

Frauen in achtstündigen Schichten beschäftigt werden . Das war
das Ganze , was der Regierungsvcrtreter zu erklären hatte . Einige
bürgerliche Abgeordnete , wie vr . S t r e s e m a n n und Schir -
m e r , fanden noch einige wohlwollende Worte für die Frauen und

sprachen auch davon , daß „ Mcnschenökonomie " getrieben werden
müsse . Allein die Sache war abgetan .

Bei ernstem Willen wären sehr wohl Verbesserungen möglich .
Ein Mangel an weiblichen Arbeitskräften ist nicht vorhanden . Daß
auch die technischen Schwierigkeiten überwunden werden können ,
zeigen zum Beispiel die großen Polteschen Betriebe in Magde¬
burg , die ruitd 16 563 Personen beschäftigen , davon z w e i D r i t -
t e l Arbeiterinnen . In diesem Betrieb ist für die männlichen Ar¬
beiter die zweischichtige ( je zwölfstündige ) und für die Arbeiterinnen
die dreischichtige ( je achtstündige ) Arbeitszeit durchgeführt . Dadurch
hat man für die Arbeiterinnen bedeutende Erleichterungen ge¬
schaffen . Noch besser wäre es natürlich , so Mann wie Frau nur acht¬
stündig zu beschäftigen . Daß erst recht die Sonntagsarbeit der
Frauen abgeschafft werden kann , steht außer Zweifel . ? . LI .

Fürsorge für Mutter und Kind .

Haben die Krankenkassen bei Zwillingsgebnrteu doppeltes
Stillgeld zu zahlen ? Mit dieser Streitfrage hatten sich neulich
nicht weniger als drei Instanzen zu beschäftigen . Sie ist am
36. November 1913 vom Neichsversicherungsamt zugunsten der

Kricgerfrauen als Wöchnerinnen entschieden worden . Bisher wurde
die Bundcsratsverordnung vom 3. Dezember 1914 — betreffend
Gewährung der Wochenhilfe und des Stillgeldes an die Ehefrauen
der Kriegsteilnehmer — in der sozialpolitischen Literatur ver¬
schieden beurteilt . Ebenso schwankte hierin die Rechtsprechung .
So urteilte zum Beispiel das Versicherungsamt in Holz win¬

den im verneinenden , dagegen das Versicherungsamt in

Frankfurt a . M. im bejahenden Sinne ! Ebenso traten
die Sozialpolitiker Hoffman » , Krause und T r o s ch c l für
die Gewährung des doppelten Stillgcldes ein , wogegen S y-
dow , Weymann und Cohn nur das einfache Stillgeld bei

Zwillings - oder Mehrgeburten gewährt wissen wollen .

Somit kam es auch , daß die Krankenkassen bei Zwillings - oder

Mehrgeburten an die Wöchnerinnen der Kriegsteilnehmer
fast überall nur das einfache Stillgeld für zwölf Wochen ge¬
währten , trotzdem die Mütter respektive Wöchnerinnen alle Säug¬
linge stillen mußten . Allerdings hieß es in der Denkschrift
zur Bundesratsverordnung , daß die Leistungen betreffend
Gewährung eines Stillgeldes eine halbe Mar !

für jedes Kind bis zur Dauer von zwölf Wochen betragen
sollten . Die Krankenkassenverwaltungen beachteten aber diese Aus¬

führungen der Denkschrift meistenteils nicht , sondern beriefen

sich auf die verschiedenen Auffassungen in der sozialpolitischen Lite¬

ratur und gewährten nur einfaches Stillgeld .
Auch die Ortskrankenkasse I in Eschershausen

( Herzogtum Braunschweig ) handelte in diesem Sinne , indem sie
einer Kriegersfrau D. in H o l z e n trotz erfolgter Zwillings¬

geburt nur das einfache Stillgeld gewährte . Diese Wöchnerin
war aber damit nicht einverstanden , sondern ließ durch das Ar¬

beitersekretariat ni Braunschwcig hiergegen beim Versichcrungs -
amt in Holzminden Beschwerde einlegen . Genanntes Versichc -

rungsamt wies aber die Beschwerde ab , so daß da ? Berufungsver -
fahren beim Herzoglichen Oberversicherungsamt in Braunschweig
eingeleitet werden mußte . Das Oberversicherungsamt hob eben¬

falls die Entscheidung nicht auf , sondern verwies die Sache an das

Reichsversicherungsamt zu Berlin , um eine grundsätzliche Entschei¬

dung herbeizuführen . Das Reichsversicherungsamt gab der Be¬

rufung der Wöchnerin D. statt , indem es die Entscheidung aufhob
und die genannte Krankenkasse zur Zahlung des doppelten Still¬

geldes verurteilte .

Diese Entscheidung ist nur gerecht und dürfte dem Sinne des

Gesetzgebers entsprechen . Bekanntlich sollten den Müttern die

Mittel zu der für das Stillen erforderlichen kräftigen Nahrung

gegeben werden . Würde aber das Stillgeld bei Zwillings - und

Mehrgeburten nur einmal gewährt , so könnten diese
Mütter die kräftige Nahrung sich nicht beschaffen , so daß alle Säug¬
linge hierunter leiden , wenn nicht zum großen Teil vernachlässigt
werden müßten . Natürlich wäre dadurch der Zweck des Gesetzes
vereitelt .

Es mutz also in Zukunft das Stillgeld bei Zwilling s -

und Mehrgeburten für jedes Kind gewährt werden , so¬
bald die Mutter die Säuglinge selbst nährt . — Ferner sollten die

von Zwillings - oder Mehrgcburten betrofffenen Kriegerfrauen bei
den zuständigen Krankenkassen noch heute die Nachzahlung des

doppelten Stillgeldes verlangen , sofern sie bisher von

den Krankenkassen verweigert und nur das einfache Stillgeld

gewährt worden ist . Hierbei dürfte der Hinweis auf die erwähnte

Entscheidung vom 39. November 1913 genügen , andernfalls muß
der hier unternommene Rechtsweg beschritten werden . R. V.

Zur freundlichen Beachtung !
>> Die nächste Nummer der Gleichheit wird in ihrem haupt -
" blatt dem

Kauenwchlrecht -
�

'
gewidmet - sein . Um dieser Nummer die weiteste Verbreitung zu

>! sichern , werden den Organisationen außer den fest im kibonne -

��ment bezogenen Exemplaren eine beliebige Unzahl von Nummern

, ! zu einem wesentlich ermäßigten Prei5 zur Verfügung gestellt .
�� Wir ersuchen die Organisationen , rechtzeitig , möglichst bis
! Ende Februar , ihre Bestellungen an den unterzeichneten ver -

��lag aufzugeben .
Die besonders bestellten Agitationsnummern werden mit

��2 Pfennig für das Exemplar exklusive Porto geliefert , ganz
>>gleich , ob 50 , l vv , 500 oder mehr Exemplare bezogen werden .

Z. ks. w . vietz Nachf . , Verlagsbuchhandlung in Stuttgart .

lveranlworUtch Mr dt « NedaMon : grau Mara gelktn tZundet ) , WUHetinsdad «�
Post Degerloch d«t Sturlgart .

Dnul Uttd Perlas vou I . H. W. Dies Nachs. P. m. d. H. tri Stuttgart .
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